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Nr. 547. Witlog-Ausgabe. 


1 Deut ſechland. 
R O. K. C. Candtags⸗ Verhandlungen. 
Berlin, 21. November. 

28. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 
Eröffnung der Sitzung 10% Uhr. Die Bänke des Hauſes ſind durch 
Rachkehr vieler beurlaubter Mitglieder ſtärker beſetzt als in den früheren Sitzun⸗ 
gen. Am Miniſtertiſch ſämmtliche in Berlin anweſende Miniſter und die Re 

gierungs⸗Commiſſare Moelle und v. Wolff. a ' 
Der Handelsminiſter Graf Itzenplitz bringt einen Geſetzentwurf ein, 
betreffend die Herabſetzung des Briefporto's, der an die Commiſſion für Han⸗ 
del und Gewerbe verwieſen wird. 
Desgleichen der Finanzminister v. d. Heydt eiren Geſetzentwurf, betreſ⸗ 
fend die Abſchaffung der Mahl⸗ und Schlachtſteuer in der Stadt Wittſtock, 
deren Behörden die Umwandlung derſelben in die Klaſſenſteuer beantragen. 
Der Präſident ſchlägt Ueberweiſung dieſes Geſetz»Entwurfes an die 
Finanz⸗Commiſſion, Abg. Krieger (Berlin) Schlußberathung vor. 
Abg. Reichenheim: Es würde ſich bei Erörterung dieſer Vorlage um 
die principielle Frage handeln, ob nicht die Mahl⸗ und Schlachtſteuer für ganz 
Preußen abzuschaffen ſei; dieſe müfje die Commiſſton erledigen. 
g. Graf Schwerin: Gerade deswegen ſei Schlußberathung nie 
u da ur ar Wittſtock nicht ſo lange warten könne, bis die Principien⸗ 
e erledigt ſei. 
ene v. d. Heydt ſchließt ſich dem Antrage auf Schlußbera⸗ 
an 


thu 5 . a 

Abg. Dr. Eberty (für Verweiſung an die Commiſſion): Die Stadt 
3 — 00 — > um Erledigung eines Princips von fo weitgreifen⸗ 
der Bedeutung handelt. . 2 
Abg. Reichenheim iſt nicht der Anſicht, daß die Stadt deswegen war⸗ 
\ 2 ee Commiſſion ſolle nur die Principienfrage zugleich mit dem Ge⸗ 
ſetz berathen. . - 2% 
Der Antrag auf Schlußberathung wird mit großer Majorität ange: 
nommen. f 

Zum Referenten ernennt der Präſident den An: Krieger (Berlin). 

Der Präfident verlieſt darauf ein Schreiben, welches er an den Finanz: 
miniſter gerichtet hat, um die Beziehungen des Hauſes zu den Herrn Ver⸗ 

waltungschefs und ihrer Commiſſare während der Dauer der Vorberathung 
zu regeln, und die zuſtimmende Antwort des Herrn Finanzminiſters. 

Sodann theilt er mit, daß der Geſammtvorſtand des Hauſes dahin über⸗ 

eingekommen ſei, drei Tage der Woche, Dinstag, Mittwoch und Frei⸗ 
tag, für die Vorberathung des Ekats feſtzuſetzen und die Sitzungen vorläufig 
um 10 Uhr zu beginnen, da die 9. Stunde in der letzten Sitzung als nicht 
wünſchenswerth bezeichnet worden ſei. Je nach Bedürfniß werde er jedoch 
noch einen vierten Tag hinzunehmen und die Sitzungen um 9 Uhr beginnen. 
Ferner: Wenn ein Mitglied des Hauſes über irgend einen Gegenſtand von 
der Staatsregierung nähere Auskunft wünſche, ſo ſei die Anfrage dem Prä⸗ 
ſidenten zu überreichen, welcher dieſe dann dem betreffenden Verwaltungs: 
Chef übergeben werde. Das Zimmer Nr. 6 ſei dazu beſtimmt, um dieſe 
Mittheilungen dort für alle Mitglieder auszulegen, Were wie bie auf den 
Etat bezüglichen Acten des Hauſes. 

Abg. b. Hoverbeck ſchlägt vor, mindeſlens 4 Tage, eventuell 5 für die 

er zu beſtimmen und zwar Dinstag, Mittwoch, Freitag und 
onnabend. 

Abg. Lasker erklärt ſich gegen dieſen Vorſchlag, damit die Mitglieder 
Zeit haben, den Etat zu Ende zu ſtudiren. 

Abg. Graf Eu len burg bittet, dem Präſidenten durch die Annahme des 
Antrages Hoverbeck nicht zu ſehr die Hände zu binden. 

bg. v. Hoverbeck befürwortet nochmals ſeinen Antrag, damit endlich 
einmal vor Anfang des neuen Jahres das Etatsgeſetz zu Stande komme. 

Abg. v. Vincke (Hagen) tritt dieſem Antrage aus demſelben Motive bei 
und bedauert, daß die Sitzungen nicht ſchon um 9 Uhr beginnen. 

Der Präſident iſt bereit, eventuell die vier Tage 2 Mittwoch, 
Freitag und Sonnabend dem Etat, die übrigen den anderen Arbeiten des 

auſes zu widmen. £ f . 
N Per Annag Hoverbeck wird mit geringer Majorität verworfen und 
ſämmtliche Vorſchläge des Präſidenten werden acceptirt. 

Der Präſident verlieſt darauf die eingegangenen, auf den Etat bezüg⸗ 
lichen Anträge und weiſt ibnen ihre Stelle im Verlaufe der Discuſſion an. 

Der Antrag des Abg. v. Vaerſt (Bewilligung eines Pauſchquantums von 
43,525,000 Thlr. für die Zwecke der Militär⸗Verwaltung) findet feine natür⸗ 
liche Stelle bei der Vorberathung des Special⸗Etats für das Kriegsminiſte⸗ 
rium; der Antrag des Abg. Virchow (ſchleunigſte Mittheilung einer Ueber: 
ſicht der AriegstoftensGnifdärigun en und Kriegsbeute, ſowie der daraus bis 
jetzt erfolgten und beabſichtigten Ausgaben reſp. Verwendungen) am Schluſſe 
der allgemeinen Discuſſion; der Antrag des Geſammt⸗Vorſtandes des 
Rae es („Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: Die kgl. Staats⸗ 

egierung aufzufordern, den Bau eines neuen Parlaments⸗Gebäudes unge: 
fäumt im nächſten Jahre zu beginnen“) und ein gleichartiger des Abg. Har⸗ 
kort bei Berathung des Etats beider Häuſer des Landtages; der Antrag des 
Abg. Lasker (die Regierung aufzufordern, den zwiſchen ihr und der Köln: 
Minderer Eiſenbahn⸗Geſellſchaft unter dem 10. Auguſt 1865 geſchloſſenen und 
durch die Geſetz⸗Sammlung veröffentlichten Vertrag dem Landtage zur Ger 
nehmigung ſchleunigſt vorzulegen) bei der Verathung der öffentlichen Schuld; 
ein noch nicht gedruckter Antrag des Abg. Rohden, betr. die Mißſtände, 
welche der Eintritt der neu erworbenen Landestheile in die preußische Verfaſ⸗ 
fung mit dem 1. October 1867 für die Aufitellung des Etats mit ſich bringt, 
und ein damit zufammenhängender des Abg. Groote, die Regierung auf⸗ 
zufordern, ſchon für 1867 eine Ueberſicht der Einnahmen und Ausgaben der 
neu erworbenen Länder vorzulegen (Widerſpruch rechts), am Schluſſe der allge: 
meinen Debatte. — 

Der Präſident geht nunmehr zur dic in angeln über, für deren 
Wegfall die Fortſchrittspartei fi bekanntlich im Intereſſe der Abkürzung der 
Budgetverhandlungen und mit Rückſicht auf die Unfruchtbarkeit principieller 
Discuſſionen in dieſem Augenblicke bemüht hat. Dieſe Bemühungen fanden 
in allen Theilen des Hauſes Anklang, aber damit ſie ihr Ziel erreichten be⸗ 
durfte es eines einſtimmigen Beſchluſſes, da es ſich hier um Abänderung einer 
geſchäftsordnungsmäßigen Beſtimmung handelt. Eine ſolche Einſtimmigkeit war 
nicht zu erzielen und mehrere der vorher aufgeführten Anträge weiſen von 
ſelbſt darauf hin, daß eine allgemeine Discuſſion nicht zu umgehen war und 
nur durch den Willen aller Theile des Hauſes gekürzt werden kann. 

Abg. Dr. Waldeck (zur Geſchäftsordnung): Die Discuſſion der allgemeinen 
Geſichtspunkte des Etats kann augenblicklich unmöglich fruchtbar ſein; es 
können allerdings viele Wänſche laut werden und manche Bedenken gegen 
einzelne Punkte bervortreten; aber der Beſchleunigung der Sache wegen em: 

pfiehlt es fi, gleich auf die Special⸗Debatte, auf die Sache ſelber zu gehen 
und die Berathung über die allgemeinen Geſichtspunkte bis nach gehöriger 
Kenntnißnahme des ganzen Burgets auf vie ſpätere Schlußberathung zu ver⸗ 
ſchieben. Mein Antrag, den ich dahingehend geſtellt habe, iſt allerdings durch 

die letzten Anträge modificirt worden, außerdem ſind wir durch die Geſchäfts⸗ 
ordnung gebunden; ich will daber mit meinem Vorſchlage nur den Wunſch 
5 das DF örterung über die allgemeinen Geſichtspunkte kein 

Abg. v. Vincke Pannen Gerade aus den Gründen, die der Vorredner 
ſelber angeführt hat, können wir den Antrag, ſo wie er ihn geſtellt hat nicht 
annehmen. Den Zweck jedoch, den er damit verfolgt, können wir damit 
E 

u . i 

Abg. Groote: Verſchiedene Punkte, in denen der Etat einer Vervoll⸗ 
ſtändigung bedarf, können nur in der Generaldebatte erledigt werden, dieſelbe 

darf daher auch durchaus nicht abgeſchnitten werden. S 

Abg. Dr. Glaſer ſchließt ſich den Ausführungen des Abg. Waldeck an. 

Praſident v. Forckenbeck erklärt, daß bei dem Widerſpruch einiger Mit: 

glieder der Antrag des Abg. Waldeck nach der Geſchäftsordnung nicht mehr 
ulä i. : R 
- Air Waldeck zieht feinen Antrag zurück und die General⸗Discuſſion 
eginnt. 2 
„Tweſten: alte eine Erörterung gewiſſer allgemeiner und zwar 
mangel i r durchaus nothwendig und habe deshalb, trotz ent⸗ 


Bierteljähriger Abonnementspreis in Breslau 2 Thlr., außerhalb incl. 
8 14 Ser. Inſertions gebühr für, den Raum einer 
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Siebenundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Ze 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 


Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung. welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Donnerstag, den 22. November 1865. 5 


wurf angekündigten Steuerreformen müſſen in ihrem Verhältniß zum ganzen 
Staatshaushalt betrachtet werden, und dazu bedarf es der Erörterung einiger 
allgemeinen Geſichtspunkte um ſo mehr, als der Etatsentwurf, wie er von 
der Staatsregierung aufgeſtellt ift, durchaus keinen Anhalt für die Beurthei⸗ 
lung über die Veranſchlagung der Einnahmen und Ausgaben gewährt. Denn 
der Entwurf für 1867 balancirt nur mit dem Etatsentwurf für 1866, und 
da letzterer nun einmal ein Entwurf der Regierung iſt, bei dem die Mit⸗ 
wirkung des Hauſes ganz und gar fehlt, jorann aber derſelbe durch den Krieg 
in ſelnen Ausgaben erheblich modificirt worden iſt, ſo könnte eine Vergleichung 
nur dieſer beiden Etatsentwürfe leicht zu der Befürchtung eines vorausſicht⸗ 
lichen Deficits für 1867 Anlaß geben, zumal da die beantragten Steuerrefor⸗ 
men ohne Zweifel einen Ausfall in den Einnahmen veranlaſſen werden. Daß 
dieſe Befürchtung nicht begründet iſt, glaube ich aus den Einnahme⸗ und 
Ausgabeüberſichten der früheren Jahre motiviren zu können. Die Einnahmen 
für 1867 ſind veranſchlagt auf 168,800,000 Thlr., wovon allerdings 4,620,000 
Thaler als extraordinäre Ausgaben für die Flotte in Abzug zu bringen find, 
Alſo ergaben die wirklichen Einnahmen dieſes Jahres 164,000,000, während 
der Anſchlag für das Jahr 1861 auf 157,600,000 lautet. Das wäre alſo ein 
Plus von 7 Millionen. Nun bi te zich Sie aber, die wirklichen Einnahmen 
der Vorjahre in Betracht zu ziehen. In den Ueberſichten ſind die Geſammt⸗ 
ſummen ſehr verſchieden. 

In dieſer Geſammtſumme ſtecken aber auch die außerordentlichen Ent⸗ 
nahmen zu Eiſenbahnbauten und für die Jahre 1864 und 1865 zwei andere 
bedeutende Beträge von reſp. 11,000,000 und 5,700,000, welche im Jahre 
1864 aus Entnahmen aus dem Staatsſchatz oder aus Ueberſchüſſen der Vor⸗ 
jahre herrühren, im Jahre 1865 aus den Baarzahlungen der Köln⸗Mindener 
Eiſenbahn. Tieſe Summen in Abzug gebracht, ergiebt ſich für 1864 und 
und 1865 eine Einnahme von 154 und 163 Millionen. Für das Jahr 1862 
beträgt die Geſammtſumme, nachdem man nach denſelben Grundſätzen die 
Entnahmen aus ſpeciellen Fonds in Abzug gebracht: 145,800,000; für das 
Jahr 1863 ganz ebenſo hoch wie im Jahre 1864. Im Jahre 1863 ſteckt aber 
unter den 5 Einnahmen noch eine andere außerordentliche Summe, 
die in Abrechnung von den regelmäßigen Einnahmen gebracht werden muß. 
Nämlich in der allgemeinen Kaſſenverwaltung iſt, während ſonſt die Einnahme 
aus derſelben etwas unter, gelegentlich auch etwas über 1 Mill. beträgt, 
dieſelbe angeſetzt mit 6,20%000. In dieſer Summe ſteckt ein Ueberſchuß von 
57% Millionen aus den Ueberſchüſſen des Jahres 1862, wonach alſo, dies 
mit in Abzug gebracht, ſich ergeben: gu: das Jahr 1862: 145,800,000; 1863; 
49,000,000 ; : 154,200,000; 1865: 163% Millionen. 1865 iſt nun 
wieder eine bedeutende Steuererhöhung eingetreten. 

Der Ueberſchuß durch dieſelbe beträgt circa 3% Million. Bringt man 
dieſen in Abzug, jo ergiebt ſich pro 1865 eine Einnahme von rund 160 Mil⸗ 
lionen aus den früheren Einnahmequellen und eine Vergleichung ergiebt, daß 
von 1862—1865 jedes Jahr die Einnahmen um circa 5 Millionen geſteigert 
wurden. Nun gebe ich zu, daß 1866 ſchwerlich eine ſolche Steigerung ſtatt⸗ 
fand; dürften wir dies indeß annehmen auch für 1866 und 1867, fo ergöbe 
ſich für den Etat für 1867 eine Einnahme von circa 173 Millionen, abgeſehen 
don jenen 4,600,000 Thlrn. Laſſen wir jedoch (wozu wir berechtigt fein dürf⸗ 
ten) das Jahr 1866 in dieſer Steigerung weg und berechnen ſie mit aller 
Wahrſcheinlichkeit pro 1867, jo würden wir dann eine Einnahme von 168 Mil⸗ 
lionen erwarten, abgeſehen von jenen 4,600,000 Thlr., alſo in der That un 
gefähr eine Einnahme von 173 Mill. Es ift allerdings bei den Anſclägen 
für dies Jahr etwas anders verfahren, als früher. Es iſt nicht fo regelmäßig 
wie ſonſt die Dreijahresfraction für die Veranſchlagung der Einnahmen zu 
Grunde gelegt worden, ſondern es iſt bei mebreren Poſitionen ein Anſchlag 
nach der wahrſcheinlichen Steigerung der Einnahmen gemacht worden, über 


— 


deren Eintreten ſich bisweilen Zweifel erheben konnen. Beim Berg: und Hüt: 


tenweſen wird dies > ſchwerlich Platz greifen. Die Iſt⸗Einnahme per 
1867 iſt um 2 Millionen höher verauſchlagt, was ich aber bei der Steigerung 
der Ausbeute für unbedenklich halte. Ebenſo weiſen namentlich die Staats⸗ 
Eiſenbahnen 1,400,000 Thlr. Steig rung gegen die wirkliche Einnahme als 
per 1865 in Ausſicht genommen, welcher eine Mehr⸗Ausgabe im Betriebe 
gegenüberſteht von 900,000 Thlen. 

Das Jahr 1865 iſt ein glänzendes Geſchäftsjahr geweſen und es iſt zweifel⸗ 
haft, ob ein ſo großes Reſultat erwartet werden kann. Aehnliche Zweifel 
könnten ſich über die Steigerung der Einnahmen der Runkelrübenzuckerſteuer 
von 200,000 Thaler erheben, welche per 1865 5,100,000 Thaler beträgt und 
für 1867 mit 5,350,000 Thaler veranſchlagt iſt. Da aber für die indirec⸗ 
ten. Steuern überhaupt ein Minus veranſchlagt iſt, indem fie pr. 1865 
39,170,000 Thlr. betrugen, während fie pr. 1867 nur auf 37,800,000 Thlr. 
veranſchlagt ſind, ſo würde ich über jedes Bedenken wegen einzelner Summen 
weggehen und meinen, daß ſich die wirklichen Einnahmen noch um 5 Millionen 
höher ſtellen werden, als fie nach den altbewährten ſoliden Grundſä hen veran⸗ 
ſchlagt find. Der Etat iſt nur für ein Friedensjahr aufgeſtellt und darauf 
hin können wir nur unſere Berechnungen anſtellen. Können wir aber eine 
ſolche Steigerung der Einnahmen annehmen, ſo ſcheint mir die vorgeſchlagene 
SteuersReform nicht nur gerecht, ſondern ich halte es ſogar für möglich, fie 
noch etwas ausgedehnter in Ausſicht zu nehmen; das Haus hat auf dieſelben 
wiederholt hingewieſen und fie durch Reſolutionen empfohlen und, fie find 
namentlich im Generalberichte der Budget⸗Commiſſion pr. 1865 aufgeſtellt. 
Einmal iſt dies die heut im Entwurfe eingebrachte Ermäßigung des Brief: 
Portos. Er iſt nicht verleſen worden, man hört aber, daß noch nicht auf den 
allgemeinen Satz von 1 Sgr. für den Brief aufs ganze Poſtgebiet herab⸗ 
gegangen wird, ſondern, daß der Satz von 1 Sgr. für 20 Meilen und von 
2 Sgr. über 20 Mellen vorgeſchlagen wird, mit einem Zuſchlage von 1 Sgr. 
für unfrankirte Briefe. 

Da in Sale von Portoermäßigungen immer ein geſteigerter Brieſverkehr 
eintritt, ſo ſcheint es mir auch paſſend, daß man damit allmälig vorgeht, da 
ich hoffe, daß die Regierung den allgemeinen Satz von 1 Sgr. im Auge be⸗ 
hält. Anders iſt es mit dem Gerichtskoſtenzuſchlage. Es ſcheint mir durch⸗ 
aus nicht nöthig, daß da eine fo langſame Ermäßigung eintritt. Jett iſt die 
Ermäßigung des Zuſchlages von 6 Sgr. pro Thlr. in einer Vertheilung auf 
3 Jahre in Ausſicht genommen und das ſcheint mir eine zu hombopathiſche 
Doſis. Der ganze Ausfall wurde im Jahre 1860 auf 900,000 125 veran⸗ 
ſchlagt und wenn er ſich ſelbſt auf 1 Million belaufen ſollte, ſo ſcheint mir 
bei der geſteigerten Einnahme der Juſtiz⸗Verwaltung die Vertheilung auf 
3 Jahre durchaus nicht nöthig. Im Jahre 1865 haben ſich nach den wirk⸗ 
lichen Einnahmen und Ausgaben der Juſtiz⸗Verwaltung bei den ordentlichen 
Einnahmen und Ausgaben nur noch ein Zuſchuß aus dem allgemeinen Fond 
von 308,000 Thlrn. als nöͤthig ergeben; bis auf dieſe gan de Summe ha 
alſo die Juſtiz⸗Verwaltung ſich ſelbſt erhalten. Der Wegfall dieſes Zuſchlags 
i Finanzlage gerechtfertigt worden; daru 

ommen wegfallen kann, namentlich auch 
mit Ruckſicht auf die neuen Länder, beſonders Hannover, das viel geringere 
Gerichtskoſten hat als wir. (Hört, bnd Wir ſollten dieſe Unzuträglichkeiten 
nicht in die neuen Verhältniſſe mit hinübertragen. 

Eine dritte von dem Hauſe ſtets geforderte Reform war die Aufhebung 
des Salzmonopols, deſſen Einnahmen bisher circa 6 ionen betrugen. 
Wie es ſcheint, will die Regierung dieſelbe durch eine Salziteuer erſetzen; 
wir können damit, vorausgeſetzt, daß dieſelbe nicht zu hoch iſt, einverſtanden 
ſein. In früheren Jahren ging man von dem Princip aus, die Einnahmen 
in dem Voranſchlag immer möͤglichſt gering anzuſetzen, um der Gefahr eines 
Deficits zu entgehen; ebenſo groß aber ſcheint mir die Gefahr zu fein, die 
Einnahmen zu gering anzusetzen, da man durch das erhaltene Falle Bild der 
Finanzlage dazu kommt, nöthige Steuerreformen abzulehnen. Die Hinüber⸗ 
nahme der 4, Thlr. aus der Kriegskoſten⸗Entſchädigung zu den Aus 
gaben für die Flotte enthält allerdings das Bekenntniß einer Art Deficit, 

umal dieſe Ausgaben in den nächſten Jahren ziemlich regelmäßig wieder⸗ 
5 werden. Doch muß die Gründung einer großen Flotte über kurz oder 
lang ja doch eine Anleihe jur Folge haben, und inſofern können dieſe Aus 
aben auch in gegenwärtigem Etat als außerordentliche bezeichnet werden. 
ndererſeits iſt es gewiß ein großer Mangel für die Berathung des Etats, 
daß wir noch immer im Unklaren ſind über die Ausgaben des vergangenen 
ahres gegenüber den Einnahmen aus den Kriegskoſten⸗Entſchädigungen. 95 
ollte doch I re 
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iſt immer durch die allgemeine 
glaube ich, daß er früher und vo 


denken, daß der Herr Finanzminiſter wenigſtens eine unge 
eberſicht darüber ſchon jetzt mittheilen könnte. Auch würde es von hohem 
nterefje fein zu hören, ob für die bedeutenden in Ausſicht genommenen 


40.300 000 Tbl. 


der Füllung des Staatsſchatzes im künftigen Jahre doch vielleicht noch eine 
Anleihe nöthig ſein würde. 

Im Ganzen aber iſt die Lage der Dinge, ſoweit wir fie überfehen können, 
der Art, daß nicht blos die beantragten Steuerreformen berechtigt ſind, ſon⸗ 
dern wir auch die Anfhebung des Salzmonopols ſchon für das nächſte Jahr 
in Angriff nehmen können. Wenn wir in dieſer Weiſe in den nächſten Jah 
ren fortfahren, werden wir es hoffentlich dahin ei daß die directen 
Steuern, namentlich die Gebäude, Einkommen⸗ und Klaſſenſteuer, nur als 
Ergänzungsſteuern betrachtet werden und wir ſomit zu einer regelmäßigen 
jährlichen Contingentirung derſelben gelangen. Den Steuer⸗Reformen gegen⸗ 
über ſteht die Vermehrung der Ausgaben, namentlich durch Erhöhung der 
Gehälter und des Soldes. Auch dies entſpricht früher ausgeſprochenen 
WMünſchen des Hauſes. Die Erhohung des Soldes von zwar nur einem 
Sechſer für den Tag macht jährlich bei einer Präſenzſtärke don 200,000 Mann 
ſchon die Summe von 1,200,000 Thlr. aus; die weitere Erhöhung des Soldes, 
ſowie die anderweitige Regulirung des Serbisweſens werden neue Laſten für 
den Staat herbeiführen. Die Erhöhung der Gehälter in den einzelnen 
Etats beläuft ſich nach meiner res auf etwa 400,000 Thaler, wozu 
aber noch im Etat des m miniſteriums 1,300,000 Thlr. hinzukommen. 
Der größte Theil dieſer Vermehrungen ift allerdings gerade da in Ausſicht 
genommen, wa er gewiß am nöthigſten iſt; jo 200,000 Thlr. für die Ver⸗ 
beſſerung der Stellung der Elementarlehrer — welche Summe ſich jedoch nach 
Abzug des früher dafür ausgeſetzten Extraordinariums von 35,000 Thlr. cuf 
165,000 Thlr. reducirt, was aber in Anbetracht, daß der ganze Anſatz dafür 
nt u 250,000 Thlr. betrug, gewiß eine ſehr anerkennenswerlhe Vers 

eſſeru 5 
„Ich will nur wünſchen, daß dieſe Summe nach ſachlichen und nicht, 
wie wir das beſonders im Cultus miniſterium erlebt haben, nach po itiſchen 
Rückſichten verwendet wird. Ebenſo anzuerkennen find die Gehaltserhöhungen 
für Unterbeamte, die allerdings noch bedeutend größere Ausgaben erfordern 
werden, da die gegenwärtigen Gehaltsverhältniſſe den Lebensanſprüchen in 
keiner Weiſe mehr genügen und beide in ein richtiges Niveau gebracht wer⸗ 
den müſſen. Nicht anders ſteht es mit den Beſoldungen der höheren Beam⸗ 
ten. Allerdings wird eine nachdrückliche Hilfe in dieſer Beziehung nur in 
einer ſehr großen Verminderung des Beamtenſtandes geſucht werden kön⸗ 
nen. (Hört! links.) Gegen den Beamtenſtaat muß die Selbſtoerwaltung zu 
einer höheren Entwickelung gebracht werden, namentlich durch Wegfall der 
mittleren Inſtanzen, ſowie durch einen Wegfall des Conceſſionswefens in weis 
teſtem und ausgedehnteſtem Maße. 5 

Für einzelne Punkte des Staatshaushalts vermiſſe ich die ſonſt üblichen 
Nachweiſungen von Seiten der Regierung; namentlich die über den Geſchäfts⸗ 
verkehr bei dem Poſt⸗ und Telegraphenweſen, ſowie die über die Verwendung 
des Hauptextraordinariums beim Finanzminiſterium von 300,000 Thalern für 
die letzten Jahre. Einer der dringendsten Umſtände auer, von denen meiner 
Anſicht nach bei der Berafhung des Militäretats Gebrauch gemacht wer⸗ 
den muß, iſt die officielle Auseinanderſetzung deſſen, was für die 
neuen Landestheile beabſichtigt wird und wie ſich die Etats⸗ 
verhältniſſe für das Kriegsminiſterium danach geſtalten werden. 
Im gegenwärtigen Entwurf find die Ausgaben deſſelben im Ordinarium und 
Extraordinarium auf 44,000,000 veranſchlagt; dazu kommen noch die Aus⸗ 
gaben für die Marine im Betrage von 8,500,000, im Ganzen alſo 52,500,000 
(Hört! links). Dieſe Belastung wirkt fo gewaltig auf die ganze Geſtaltung 
des Etats ein, daß ich glaube, wir werden uns auch mit der Steigerung die⸗ 
fer Poſitionen gegen die Vorjahre vertraut machen müſſen. Danach betrugen 
die Ausaben 1862: 39% Mill. Tolr., 1863: 41.300000 Thlr., 1864: 

00⁰ (alſo 1.00000 Thlr. weniger als im Vorjahre; zugleich 
das einzige Jahr, wo keine Ertatsuberſchreitung ſtattfand). Der Grund des 
Minus gegen das Vorjahr liegt darin, daß eine bedeutende Zahl der Aus⸗ 
gaben, die ſonſt zu Etatsüberſchreitungen führen, 1864 auf das Keiegskoſten⸗ 
Conto abgewälzt wurde. Die Ausgaben für das Kriegsminiſterium find 
nämlich angegeben auf 50,600 000 Thlr., wovon 10,00 ,000 Thlr. als Koſten 
des däniſchen Krieges er‘ werden. 

Für das Jahr 1865 belaufen ſich die Ausgaben auf 43,500,000; in dem 
Etat für das Jahr 1867 find ſie veranſchlagt mit 44,000,000; wir werden 
uns aber in Wahrheit auf 47,000,000, wenn nicht noch mehr, gefaßt machen 
tönnen. Nun, meine Herren, kann es ja Niemandem entgehen, daß beim 
Militär⸗Etat die Frage der Reorganiſation wieder vor uns tritt, und ich 
meine, unter den jetzigen politiſchen Verhältniſſen, in der Lage Europas, 
welche alle Staaten veranlaßt, gewaltige Rüſtungen vorzunehmen, wird es 
nicht möglich fein, die thatfächlich jetzt beſtehende Formation des Heeres irgend⸗ 
wie in Frage zu ftellen. Es wird deshalb auch ſchwerlich möglich fein, irgend 
etwas Erhebliches an dem Militäretat zu ändern, abgeſeden von einem Punkte, 
auf den ich noch zurückkommen werde. Mit der Bewilligung jedoch der Sum⸗ 
men im Etat für die Armee wird nicht verzichtet auf die don dem Kriegsmi⸗ 
niſter zu wiederholtenmalen als nothwendig anerkannte geſetzliche Reguli⸗ 
rung der Militärverhältniſſe. Namentlich eine kürzere Dienſtzeit und gerin⸗ 

eren Präſenzſtand werden wir unter allen Umſtänden verlangen müſſen. 
ber die Bewilligung der Koſten für die Armee von einer ſolchen Regulirung 
abhängig zu machen, ſcheint mir jetzt, wo es ſich in der That um ein Kriegs⸗ 


budget und einen Armeebeſtand für kriegeriſche Verhältniſſe handelt vollſtän⸗ a 
dig u 4 ; 
Der Vorſchlag des Herrn v. Vaerſt, ftatt der einzelnen Bofitionen ein 


Pauſchquantum der Regierung zu bewilligen, das er nach dem Durchschnitt 
der letzten Jahre auf X Million niedriger berech et hat, als die re eine 
es fordert, wird von dem Gefühl ausgegangen fein, 
des Pauſchquantums ftatt der einzelnen Poſitionen noch immer ein gewiſſer 
Vorbehalt gegen die Anerkennung der Reorganiſation gemacht wird. Ich will 
gegen dieſen Antrag nur vorläu 2 bemerken, daß uns damit die Einwirkung 
auf einzelne, wenn auch kleinere Summen des Etats verloren geht, wenn wir 
auch die anderen ungeheuren Summen ohne principiellen Streit bewilligen. 
Dieſe Einwirkung festzuhalten, ſcheint es mir vorläufig doch dringend notb⸗ 
wendig, nicht auf den Vorſchlag eines Pauſchquantums einzugeben, ſondern 
die 1 Etatspoſitionen durchzugehen und hier im 9 eſtzuſtellen. 

Bei dieſen Poſitionen halte ich es für nothwendig, auf die ungeheure Ver⸗ 
mehrung der Reiterei binzuweiſen. Nach den Vorbemerkungen des Etatsent⸗ 
wurfes hoffte ic es werde bei dem bisherigen Präſenzſtande bleiben; dann 
würde es ſich vielleicht nur um einige Offiziere handeln; das war aber ganz irrig: 
es handelt ſich vielmehr um eine Erſparung von 6 Mann und 6 Pferden bei 
jeder Schwadron, während 40 neue Schwadronen eingerichtet werden ſollen, 
d. h. der bisherige Beſtand wird um 200 Offiziere, 600 un und 
ca. 4000 Gemeine vermehrt. Die Mehrbelaſtung beträgt in Geld beinabe 
I Million. Während ferner früher immer nur eine 9 von 24 
Schwadronen in Ausſicht genommen wurde, ſollen jetzt 40 neue Schwadronen 
errichtet werden. Um jo mehr iſt es zur Beurtheilung dieſer Fra e nötbig, 
von der Regierung Auskunft zu verlangen darüber, wie fie es Vetre ber 
neuen Landestheile zu halten gedenkt. Man hört, daß für die 3 neuen Armee⸗ 
corps 16 Infanterie, aber auch noch 16 Cavallerie⸗Regimenter errichtet wer⸗ 
den ſollen; wir ſehen alſo im Ganzen eine Vermehrung der Infanterie um 
den vierten Theil, der Cavallerie um den dritten Theil; wir werden ftatt des 
jetzigen Beſtandes von 200 Schwadronen dann 320 Schwadronen haben. Die 
Vermehrung auf dieſem einen Gebiete iſt fo ungeheuer, daß wir bon der Nee 
gierung darüber Aufklärung verlangen müſſen, wie viel davon auf die neuen 
Landesteile berechnet wird. l 

Das, meine Herren, ſind die Punkte, von denen ich glaube, daß ſie auf 
den ganzen Standpunkt des Etats durchgreifenden Einlaß haben werden. 
Wir müſſen uns ſchlüſſig werden über die Erhöhung deſſelben, über die vor⸗ 
geſchlagenen Steuerreformen, welche ja den bisherigen Wünſchen des Abge⸗ 
ordnetenhauſes entſprechen. Ueberhaupt kann der gegenwärtige Etat gewiß 
nur eine gewiſſe Befriedigung gewähren; aber wir müſſen auch bedenken, daß 
wir auch noch auf einige weitere Steuerreformen binwirken können und die 
Ausdehnung der Reformen überhaupt erweitern müſſen. (Bravo.) 

Abg. Groote (die Bänke zur Rechten leeren fih); Die Form, in welcher 
wir gegenwärtig in die Budgetberathung treten, veranlaßt mich zu einem nicht 
uninkereſſanten Vergleich zweier Zeitabſchnitte, die nicht weit von einander 
entfernt liegen. Bereits im vorigen Jahre wurde ein ganz ähnlicher Antrag 
wie der gegenwärtige geſtellt, nur daß man damals die Vorberahung im 
Hauſe nicht auf das Detail des Budgets, ſondern auf die leitenden Grund⸗ 
ſätze erſtrecken wollte. (Gegen die auf der Rechten bemerkbar werdende Un: 
ruhe bemerkt der Redner, er ſei nicht wohl, das Reden werde ihm ſchwer und 


daß mit der Bewilligung N 


4 

|  gegenjtehenber Wünjche, das Wort ergriffen. Die im vorliegenden Etatsent⸗ -Retadliſſementsgelder, die auf 25 oder 27 Millionen veranſchlagt find, nach 
8. — + 

i 


er bitte um eine gewiſſe Ruhe) Auch das war damals nicht die eigentliche 
Abſicht, ſondern man wünſchte * Ares zu machen und das Budget 
i 


anz zu verwerfen. Der von dem Abgeord. Virchow erſtattete Generalbericht 
Hellte damals die leitenden Grundſätze der Budgetberathung feſt, und Herr 
Tweſten iſt heute ungefähr auf dieſelben Grundſätze zurückgekommen, freilich 
in loyaler Ermäßigung. Ungefähr von denſelben Perſonen, wie damals, iſt 
55 wiederum der Antrag auf Vorberathung geſtellt, diesmal aber mit dem 
unſche, dadurch die Annahme des Budgets in Bauſch und Bogen herbeizu⸗ 
führen. Und diesmal theile ich die wahre Abſicht dieſer Antragſteller inſofern, 
als auch ich die Alternative anerkenne: entweder Annahme in Bauſch und 
Bogen oder Ablehnung in Bauſch und Bogen, nur daß ich für die letzte 


mme. N 
ki Denn das uns vorgelegte Budget, meine Herren, iſt durchaus unvollſtän⸗ 


„es ſtellt nur einen Theil der Emnahme und Ausgabe feſt, deshalb iſt] V 


dig 
ſeine definitive 1 unmöglich und nur im Proviſorium erreichbar, 
das Budget umfaßt nämlich nur diejenigen Landestheile, welche jetzt plotzlich 
zu der Ehre gekommen ſind, altpreußiſche genannt zu werden. Die neuer⸗ 
worbenen Länder ſind für jetzt von der preußiſchen Verfaſſung ausgeſchloſſen 
und deshalb hat man Einnahme und Ausgabe derſelben nicht in das Budget 
aufgenommen, aber für den Geſammtſtaat ſtellen ſich doch auch aus dieſen 
Landestheilen Einnahmen heraus, die zur Staatskaſſe fließen und deshalb im 
Budget verrechnet werden müflen. Der ganze Staat hat gewiſſe Geſammt⸗ 
Inſtitute, und wenn die Ueberſchüſſe aus den neuen Landestheilen dazu ver⸗ 
wendet werden ſollen, ſo müſſen ſie unſerer Mitverfügung ſchon jetzt unter⸗ 
liegen. Solche Ueberſchüſſe find vorhanden: der letzte Staatshaushaltsetat 
für Heſſen⸗Kaſſel wies davon über 235,000 Thaler nach, und ſeitdem ſind 
dort noch viele Ausgaben in Wegfall gekommen. Anſtatt des Kurfürſten 
ſammt Miniſterium und Hoſſtaat regiert — dort ein Oberpräſident, das kur⸗ 
fürſtliche Heer iſt aufgelöſt und ich berechne dieſe Erſparniſſe allein auf 
1,811,000 Thlr. In Hannover geſtaltet ſich dieſer Ueberſchuß noch größer 
und ſo können wir, mit Einſchluß von Naſſau und Frankfurt, gewiß auf 6 
bis 7 Millionen zuſammen rechnen, welche in unſer jetziges Budget gehören 
und ſich nicht are Nun hat man für die neuen Landestheile neue 
Armee⸗Corps organiſirt, wo findet ſich im Budget ein Voranſchlag für deren 
Koſten? Und doch find die Armee⸗Corps integrirender Theil der preußiſchen 
Armee und darum unterliegt ihre Organiſation, ſoweit fie finanzielle Intereſſen 
berührt, unſerer Mitwirkung. i 
Hier wäre es Zeit, einen Rückblick zu werfen auf die Folgen der leidigen 
Einverleibung, in der Form, wie ſie hier beſchloſſen worden iſt, in Beziehung 
u unſern eigenen Intereſſen. Mor Redner wird vom Präſidenten mit der 
Mahnung, ſich nicht von dem Gegenſtande der Tagesordnung zu entfernen, 
unterbrochen.) Ich beſchränke mich auf die Bemerkung, daß auf der einen 
Seite den bisherigen Ständen der annectirten Länder jede Mitwirkung vor⸗ 
enthalten, auf der andern Seite auch uns keine ſolche gewährt worden iſt. 
Aus dieſen Gründen iſt alſo das Budget unvollſtändig und bei der Solidarität 
aller Einzelpoſten deſſelben eine Verſtändigung unthunlich und deshalb au 
die Berathung. — Noch gefährlicher will mir der Eingriff erſcheinen, der dur 
dieſes Budget den Verfaſſungsrechten droht, welche wir bisher als die theuer⸗ 
en geſchätzt haben. Man hat uns die Hoffnung ausgeſprochen, durch die 
nnerion werde eine Erledigung des Militärconflictes eintreten, indem die 
bisherige Ueberbürdung ſich vertheilen könne. Auch darin iſt jetzt eine neue 
Entäuſchung eingetreten. Die Vermehrung des Heeres durfte, wenn ſie den 
8 Verſprechungen, die uns in dieſer Beziehung gemacht worden ſind, entſprechen 
ſollte, nicht in dem directen Maße des Bevölkerungszuwachſes geſchehen, aber 
dieſe Hoffnung iſt jetzt geſchwunden (die Unruhe zur Rechten fteigt). es bleibt 
bei den alten Laſten für die einzelnen Landestheile (es wird immer unruhiger). 
ch verzichte bei der geringen Gunſt, die Sie meinen Anſichten zu widmen 
cheinen, auf die weitere Ausführung (lebhaftes Bravo zur Rechten, der Ruf: 
Lauter!), aber ich conſtatire, in welcher Weiſe in dieſem Haufe ſelbſt die Frei⸗ 
heit der Meinungsäußerung gewahrt wird. (Abg. Michelis: Sehr wahr!). 
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„Die Erhöhung der Ausgaben beruht nun zum Theil in der Erhöhung des 
Einkommens penſionsberechtigter Beamten, woraus für die Zukunft eine Er⸗ 
hoͤhung des Penſions fond folgt. Die Erhöhung der Beamtengehälter iſt auch 
meiner Meinung nach im Princip nothwendig und zum grobes Theile uner⸗ 
läßlich. Um aber den Etat vor einer Ueberlaſtung zu bewahren, muß zu 

leicher Zeit mit der Erhöhung der Gehälter eine Verminderung des Beamten⸗ 

eeres erfolgen. In dem uns vorliegenden Etat find aber 669 neue Beamten⸗ 
ſtellen mit einem jährlichen Einkommen von 340,000 Thlrn. in Ausſicht ge⸗ 
nommen; das dürfte wohl für ein Jahr zu viel ſein. Wir werden deshalb 
vor allen Dingen darauf Rückſicht zu nehmen haben, daß wir überall da, wo 
die Organiſation zu umfangreich iſt, durch Verweigerung der Gelder die 
Reſſortminiſter veranlaſſen, Reformen vorzunehmen. Dieſe Reformen werden 
ſich 3 zu beziehen haben auf die Kceis⸗, Communal⸗ und Juſtiz⸗ 
erwaltung. 7 

Im Militäretat nun iſt der Perſonalbeſtand der Armee erhöht um 5000 
Mann; das ſind 2½ Procent in einem Jahre. Wenn das ſo fortgeht, ſo 
wächſt unſer Heer ſchneller, als die Zahl der Bevölkerung. Nun wird wohl 
Jeder eingeſtehen, daß es ſchwierig iſt, durch Streichung im Etat die Ver⸗ 
mehrung der Kopfzahl des Heeres aufzuheben; wir würden uns hierbei 
mitten in der Etatsberathung auf das ſchlimme Gebiet der Militärtechnik 
begeben, wobei wir uns gegen die Einwände des Kriegsminiſters ſchwer 
erwehren können. Es folgt daraus die Nothwendigkeit, das, was 
wir ſchon ſeit 1862 ice haben, mit erneuter Heftigkeit zu erſtreben, 
nämlich die geſetzliche Feſtſtellung des Präſenzzuſtandes der 
Armee in Friedenszeiten. Dadurch erſt wird die Berathung des Mili⸗ 
tär⸗Etats aus dem militär⸗techniſchen auf das finanzielle Gebiet übertragen 
werden. Und ich bin der Hoffnung, meine Herren, daß gerade die Herſtel⸗ 
ig Sr norddeutſchen Bundesſtaats uns hierzu die Möglichkeit giebt. 

12 Rohden: Einzelne Etats find gerade in Folge der Erweiterung des 
preußiſchen Staatsgebietes übermäßig belaſtet worden, und es wäre wohl 
folgerichtig, daß auch die Mittel zur Deckung der Mehrausgaben aus dem 
erweiterten Staatsgebiete entnommen würden. Mein Antrag ſoll nun eine 
Erklärung des Finanzminiſters probociren, ob es möglich iſt, aus den Erträ⸗ 
gen der annectirten Länder einen Theil derſelben für die erſten drei Quartale 
des A falt 1867 zu decken, und wie man es überhaupt für das vierte Quar⸗ 
ben zu nr gedenkt, wo dieſe Länder doch ſchon in aller Form incorporirt 
ein werden. 

Finanzminiſter v. d. Heydt: So viel kann ich mit ziemlicher Beſtimmtheit 
ſagen, daß aus den neu erworbenen Landestheilen keine Einnahmen zuflie⸗ 
ßen werden, die für das gegenwärtige Budget zu benutzen ſind, und die Re⸗ 
2 iſt nicht in der Lage, über den Staatshaushalt der neuerworbenen 

änder für das Jahr 1867 jetzt ſchon Vorlagen oder Mittheilungen zu mas 
chen. — Was die von den Abgg. Michaelis und Tweſten urgirte Aufhe⸗ 
bung des Salzmonopols betrifft, ſo liegt dieſe in der beſtimmten Abſicht der 
Staatsregierung; da das Salzmonopol in Hannover nicht beſteht, gedenkt ſie 
es auch dort nicht mehr —— in der nächſten Seſſion vielmehr eine 
Geſetzvorlage um Aufhebung deſſelben dem Landtage vorzulegen. Die Staats⸗ 
regierung hat ſich zu dieſem Zwecke bereits mit den Zollvereinsſtaaten in Ver⸗ 
bindung Eiche um einen vollſtändig freien Verkehr für das Salz herbeizu⸗ 
führen. Sollten die Zollpereinsſtaaten darauf nicht eingehen wollen, iſt die 
Staatsregierung gewillt, ihrerſeits allein damit vorzugehen. — Die vorgeſchla⸗ 
genen Steuerreformen wird ſie gleichfalls in reifliche Erwägung ziehen. 

Abg. Baron v. Vaerſt: Mit meinem nie wollte ich eben jo wenig den 
beendigten Conflict wieder in's Leben rufen, als das berechtigte Verlangen 
nach einer geſetzlichen Regelung der Militärfrage aufgeben. 5 

Abg. Rohden erklärt feinen Antrag durch die Erklärungen des Finanz 
miniſters für erledigt. 

Der Antrag Groote wird darauf mit allen gegen 3 Stimmen abgelehnt. 

Die General⸗Debatte wird ſodann geſchloſſen. (Fortſ. folgt.) 
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Belgrad, 21. Nov. Serbien fordert direet von der Pforte die 
Räumung aller Feſtungen, beſonders Belgrads. (Wolff's T. B.) 
RNewyork, 19. Novbr. Ein ofſicielles Schreiben Mae⸗Culloch's 
über die Tilgung der 5 20 Bonds ſagt: Ich betrachte gleich meinem 
Vorgänger alle Vereinigten Staaten⸗Bonds für zahlbar in Baar. 
Alle ſeit der Suspendirung der Baarzahlungen fälligen Bonds wer- 


den ſolcherweiſe bezahlt; ich zweifle nicht, daſſelbe wird mit den 


anderen der Fall ſein. 


Dies feſtgeſtellt, wird die Regierung die 5/20 entweder nach fünf. 
jähriger Ablaufsfriſt baar einlöſen oder ſie ſo lange laufen laſſen 


können, bis ſie zur Baarzahlung genügend vorbereitet iſt. (W. T. B.) 
Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 


Schluß⸗Courſe: Wiener Wechſel 92%. Finnländ. Anleihe 84. Neue 44% 
innländ. Pfandbriefe 84%. 6% Verein. St.⸗Anl. pro 1882 75%. x 
ankantheile 662, Oeſterr. Credit⸗Actien 141. Darmſt. Bank⸗Actien 217, 


Meininger Credit⸗Actien —. Oeſterreich.⸗Fr.⸗Staats⸗Eiſenb.⸗Actien —. Oeſt 
abetbal 5 Inden —, Ludwigshaf 


Min. Matt, nur 1 


— Schluß⸗Courſe: 

National⸗Anleihe 52. Oeſterr. Credit-Actien 59%. Oeſterr. 1860er Looſe 63%, 
Mericaner — —. Vereinsbank 109%. Norboeutihe Bank 121. Mheiniſche 
117%. Nordbahn 79%. Altona⸗Kieler al e 138, neue 132. ändiſche 
Anleibe 82. 1864er Ruff. Prämien⸗Anleihe 85. 1866:r Aufl. Prämien⸗An⸗ 
leihe 80%. 6pCt. Verein. Staaten⸗Anleihe pr. 1882 68. isconto er . 
mdurg, 21. Nopbr. [Getreidemarkt.] Im Allgemeinen ft 

und höher. Weizen loco 3 Thlr. höher, auf Termine feſt. Pr. Nobbr.s 
Dezbr. fd. netto 156 Bancothaler Br., 155 Gld., pr. Dezbr.⸗Januar 
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Kaffee unverändert. 

Etr. Dezember⸗Januar⸗ 
Antwerpen, 21. November. 

60 Fres. per 100 Ko. 

Faris 20. November, Nachmittag 3% Uhr. Rübdl pr. November 102, 00, 

ezember 102, 50, pr. Januar⸗April 103, 00. Mehl pr. Novbr. 72, 50, 


r. 
5 Spiritus pr. Dezember 62, 50. 


pr. Januar » April 75, 00. 


Berliner Börse vom 21. November 1866. 


Fonds- nnd deid-Oourse. Bisonbahn-Stamm-Astion. 


Das iſt der Fluch eines Verfahrens, nach welchem vollendete Thatſachen N - 5 Freiw. Stante-Anl. , 4% b % bz. 
auch für ee 8 a mals werd a ch — — Berlin, 21. Novbr. [Se. Majeſtät der König) nahmen im | Staat Au. von le 5 mn 1835. Zt, 
ad alen vi 1 in einem Der zu Laufe des Morgens die Vorträge des Militär und Civil⸗Cabinets, A % 88 e. — . 
rvorgebracht haben und halte es für eine arge Sophiſtik, wenn man un i ren ans eint entgegen. 11 uhr dito 1854414 9 ba, al 
F f in Beplehung der Dir| =  UEBR 3 
keit abſoluten Nachgebens im Innern motiviren will. (Der Präſident ver⸗ 9 > 9 A 9 8 iali all 1887 440 bz. — t d 
weiſt den Redner zur Sache, der Letztere erwiedert, es würde dieſe Bemer⸗ anweſenden hoͤchſten Herrſchaften zur Beglückwünſchung Ihrer könig Ha 4110 1% dr. 7. 1 5.5 
kung des Präſidenten, die vielleicht einen Andern nicht treffen würde .. . . Hoheit der Frau Kronprinzeſſin nach dem neuen Palais und um 1½ „ einig >= 1% 1 ner 
der Präſident ſchneidet das Weitere mit dem Orbnungsrufe ab, da der Uhr von Station Wildpark mittelſt Extrazuges nach Halberſtadt und e- Ae. von 168 4 flag, ha, . 
Redner kein Recht hahe, an der Unparteilichkeit des Präſidenten zu zweifeln; zu Wagen nach Schloß Blankenburg, wohin Allerhöchftdiefelben mit e 103%, B. 25 5 925 deu *. 
lebhaftes Bravo zur Rechten.) Auch im Innern hat man ſich vollſtändig ge⸗ d . 3 köniali 4 ie Einf S it des — ie wu 20 5 2 ah . 
E rirt, wo find denn die Wirkungen jenes en Druckes, von dem Graff den Prinzen de nig ichen Hauſes die Einladung Sr. Hohei Ef Haren —4 44A 98 2, 4, 6, be. 
2 Eulenburg geſprochen; weder in den Preßverfolgungen noch in den Verfü: | Herzogs von Braunſchweig für zwei Jagdtage angenommen haben. 3 a succ.. 30% a 44 5 br. 
De der dg dag dis Tae kann ich fie erkennen. Die Vertreter des | Im Gefolge Sr. Mai. des Königs befinden ſich die Flügel⸗Adjutanten 3 (, lag e. 2 — g enen 
nde? haben ſich durch die Thatſachen zu einer Verſobnung binreßen laſſen. | Gray Lehndorff und Prinz Radziwill, ſowie der Leibarzt des Königs, er Neat "Bi be 0 4 0 
deren bittere Frucht nun vorliegt. Es wird nichts Anderes übrig bleiben, als G kur D L Die Rückkehr Sr. Mal. des Königs v 81 FPO 7 1004 0 18 H 108 ba 
daß die ganze Volkskraft ſich zu einem neuen Kampfe aufrafft (Obo! Unruhe) | Seneralarzt Ur. von Lauer. Die ehr Sr. Mal. de 15 Don Posensche. ,.... 1 604 br ZEN Aa 
der, wenn er auch nicht glüdt, doch das Freibeitsbewußtjein des Volkes wieder Schloß Blankenburg nach Berlin erfolgt vorausſichtlich am Sonnabend, 51 wesen Abe! nt © 3 79 be 
eig a6 fh a 2 1 zu der ganzen Erfüllung unſerer deutſchen Auf- den 24., Abends 9% Uhr. ä See oz 1 11 15 * — br, 
N a MN ; DO ber: Commando der Marine.] Hier eingegangener telegr. Meldun — 35 72½ B. 
inanzminiſter v. d. Heydt: Dem Herrn Abg. Tweſten erwidere ich, 1. Bri een Nd eee inge $ eee ee 18% b. — 614 80 4 K ba. 
Bo 5 ae en, rg er Ae deen angefertigt, - 15 80 ae, 5 8 Maj. Brigg „Rover“ geſtern bei Villafranca ange ge u Geldkr 9.86. feines _ 1 161 bi, 1 
räſidium unterwegs find. — Die Ueberſichten über den Verkauf und den ET g en Sch Fonds. ee |: 4 
Beſtand der Effecten, die der Herr Abt. Reichenheim wünſcht, werde ich [Der Sanitätsrath Dr. Struck,] welcher aus Frankfurt „ u 6. En 
. anfertigen laſſen. Dem Antrage des Abg. Virchow, eine Ueberſicht über a. M. hier eingetroffen iſt, hat ſich, wie man hort, zum Miniſter⸗Prä- dito  MNat-Anl. 0 88 be. 1 111,A10% br m 
i die Kriegskoſten, Eniihädigungen und Kriegscontributionen, ſowie über die] ſidenten Grafen Bismarck begeben und wird Ende der Woche inf % ia 4 8, de * ET 
noch in Ausſicht genommenen Ausgaben zu Kriegszwecken vorzulegen, bin ich deſſen Begleitung nach Berlin zurückkehren. dito Ser Pr.-A. 4 18% 5 7 107 &. 
5 mal Zeit 155 ick 0 — — nadıgeben * Dan 19 ih — 1 ein IR 40 Har l f geek 2 as 25 
mal annähernd die Kriegskoſten angeben kann. e jedo riegs⸗ 2 258 N U ' . 
f Miniſterium erſucht, mir 1 Auskunft darüber zu geben und werde dann Breslau, 22. Nov. [Waſſerſtand.] OB. 13 F. 4 3. WB. F. 7 8. e mein Kal 1884 8 B — Fr 63 br. 
A Be Zeit auch dieſem Haufe Miütheilung davon machen. Dem lezten Herrn Eisſtand. Eilert i Pi 163 br. 
E edner will ich nur noch erwidern, daß die Regierung die Etats für die neu = 70 ben, OD, . 600 PLA KO br. © 5 
erworbenen Landestheile dann vorlegen wird, wenn die Vertretung dieſer Breslauer Börfe vom 22 November.) (Schluß ⸗Courſe.] 1 Ubr dito 4 300 8 89 ½ 0. Baak- und induniria-Papforn, 
Landestheile an den Etatsberathungen mit Theil wird nehmen können. Nachmittags. Ruſſiſch Papiergeld 512. ol bez. Defterr, Bantuoten 707 | Kurkom,4Thlr. Obi b The 8 60 5 
Die Abg. Virchow und Reichenheim ziehen in Folge dieſer Erklärun⸗(— if. Schleſ. Rentendrieſe 92 Br. Schleſ Pandbrieſe 87 Gd. Oeſterr.] Lackes t. Kab g 8, 4 be 2 4215 
gen des Finanzmigiſters ihre Anträge zurück. Der Schluß der General⸗Dis⸗ National⸗Anleihe 52% Br. Freiburger 143 Br. Neiſſe⸗Brieger —. r l m 1385 * 
k kuſſion wird darauf beantragt, aber abgelehnt 5 Oberſchleſ. Lit A. und C. 174 bez. u. Gd. Wilhelmsbahn 53% Br.], e ee se 15 ? 
2 Abg. Michaelis: M. H.] Sie werden mich wohl davon entbinden, auf | Oppeln⸗Tarnowitzer 77— 7 bez. u. Gd. Oeſterr. Creditb.⸗Actien —. Schleſ. e 22 8. 41 15 104 bz. u. G. 
5 die Argumentation, mit welcher der letzte Redner geſchloſſen, ausführlich ein⸗[Bank⸗Verein 114 Br. 1860er Looſe 64 Gd. Amerikaner 75 1 — 76 bez. u. Gd. dito IV. K Sg 5 f 53 0 
zugehen, da ich ſonſt Gefahr laufen würde, mir ebenſo, wie jener Redner, Warſchau⸗Wiener 6274 — 7, bez. u. Gd. Minerva 30% Gd. Ba ra 16%, ba. \ 5 5 120 
1 den Vorwurf, von der vorliegenden Frage abzuſchweifen, zuzuziehen. Nur a Breslau, 22. November. Preiſe der Cercalien. nee 1 2 2 e d, 0. 
das will ic ihm erwidern, daß wir gegen Sophiſterei ſicherlich ebenſo ge.] Feſtſezungen der polizeilichen Commiſſion pr. Scheffel in Silbergroſchen date 1 * e 
. wappnet 1 5 wie Br RD. Du 1 ee iu A gegen Pre — * fein mittel ordin. fein mittel ordin. dito una, 896 bi. * 1 
5 Frage antworten: was er denn glaubt, was für ein Zuſtand über Preußen und e ; D Ta 5880 W. % b.. 411 , 
SE eutfeland hereingebrochen wäre, wenn wir die Hand der Verſöhnung nicht . I: 2 — Bam ar Et: ae = TR = TR 8205 nu) Br wir, 
x ange ommen hätten? Der Herr Vorredner ſcheint ſeine Entſchlüſſe a priori Roggen 7071 69 68 Hen ne 68-72 64 55 60 eg C 4 8! 8 1a. 740 6 
TTT Jonge . 2 gen det vou der Handelskammer ernannten Commiſſion zur Feſtſtellun Sal Ludwigeb. .... 77% br. 
5 nicht erſt zu überlegen und denen, welche gehandelt haben, Vorwürfe darüber | "Fund der Marktpreiſe von Maps und Nübſen 9 Kinderschl-Märk... 4 nd b. je I107 br. 
zun machen, daß nicht alle Folgen eingetreten find, — Dagegen muß ich R 210 200 180 * 45 - 1 1 af ee 
75 mich jedoch entſchieden verwahren, daß er mir als Antragſteller andere Mo⸗ Winterrübſen. 192 182 170 dit 1 5 8. NE . 
tive unterſchiebt, als ich ee en, Ich bin am allerwenigſten gewillt, Sommerrübſen 172 162 152 pr. 150 Pfd. Brutto in Sgr. Mäschl, de- de 1000. . dr. 
7 den 1 8 Di 2 65 und F 5 apa "ar Pen Ses. Den 170 160 150 ir 2% = -- 4 N r 
trag auf Vorberathung im Haufe nur im Intereſſe der Gründlichkeit ges 2. 0 4160 ann * — 1 kann - . 
8 het. — Ich bin dem Herrn Vorredner übrigens dankbar dafür, daß er die Loco G 2 ar W a 80% Tralles 2 5 3 40 8 8 *. 1 5 6 
= eee ee e : 1 den — — — 3 Officiell gekanvigt: — tr. Weizen 1008 Etr. Roggen. * Hafer. de solhame- 2 Br 4 5 be u. B. 
2 probocir ; badur rfte ſein Antrag jedoch wohl erledigt fein; denn es -' 8 7 2 9757 Art. Spiritus. Oer eg . 5 
BE dürſte wohl nicht zuläſſig jein, in unſere jetzige Etatsberoihung die neuen Eir. Rapskuchen. 500 Er. Rabl. — Cr. Leinbl. 10,000 45 Herr vad d.h. Bi: u. 0 b Iso, 
g Länder ſchon hineinzuziehen, bevor die preußische Verſaſſung dort einge- . ñññnĩ dale v. Bi. gan» 8 b . „% 10% br 
‚ rt i F 2 nt t 5 „are. 
b Den uns vorgelegten Etat habe auch ich mit einer gewiſſen . Telegraphiſche Depeſchen und Nachrich en. r 
aufgenommen, gerade mit Rackſicht auf die allgemeinen Beſchlüſſe über den u P Berlin, 21, , oggen loco 81—83pfd. 58 —59 Thlr. 
i Staatehaushalt bon 1865. Die Staatsregierung bat jetzt, wie es damals Paris, 2 Der ee, ee des ab 52 b 90 1 We ab Bahn Ay Kübel loco 
verlangt wurde, eine Reviſion einzelner Staatseinnahmen vorgenommen, um Rundſchreibens Ricaſoli's: Das Florentiner rweckt heute 105 15 1 Alt . 2 us lea obne Faß 17 — %, Thlr. bez., 
eine Reform derfelben Lb, den 36 bo, Mob es be 895 25 wieder die fo oft von der Regierung . ausgeſprochene De % Thlr. Br. N Egehriygs Pr Bi be Ma J 
orlage nicht bewenden wird, ſondern da inanzminiſter ſich je ahr 3 die Verſö 5 5 Sr., April: 4— * h 
veranlaßt ſehen wird, Steuer» Reformen zu beantragen. Solcher reformbe⸗ Idee deſſen uhabläffige Anstrengung auf bnung der nationa ; 17 4 7 Thlr. bez., Juni, Juli 18 —18 Thlr. bez. 


dürftiger Steuern haben wir noch eine ganze Menge. Ich erinnere hier nur 
an die unabſehlichen Klagen der Handeltreibenden über die Weitläufigleit der 
4 Zollabfertigung, die eine Vereinfachung des Zollvereinstarifs verlangen; ich 
* erinnere ferner an die Höhe einiger Conſumtionsſteuern, wie z. B. der Zucker⸗ 
25 eier die eine Ausdehnung der Production und ſomit eine Vermehrung der 
Staatseinnahmen verhindert. 2 
Die frühere Praxis, die wir bei der Etatsberathung inne hielten, die Ein⸗ 
nahmen vor den Ausgaben feſtzuſetzen, veranlaßte bekanntlich unmolivirte 
Steuererhoͤhung und eine nicht beabſichtigte Ve⸗größerung des Staatsſchatzes; 
aber auch die andere Praxis, die wir jetzt einſchlagen, erſt die Ausgaben feſt⸗ 
Ful Pie kann uns in eine Gefahr bringen, die darin beftebi, daß wir durch 
ie Dispoſition über die Einnahmen Verpflichtungen eingeben, welche eine 
Steuererhöhung zur Folge haben könnten. Es ift deshalb durchaus nöthig, 


len Wünſche mit den religiöſen Gefühlen der Halbinſel gerichtet iſt. 
Angeſichts ſolcher Stimmung kann der Papſt vertrauensvoll der Zu- 
kunft entgegenſehen. Man bat allen Grund zu glauben, daß die extre · 
men Parteien nicht überwiegen, und daß die Curie den Einflüſſen un⸗ 
zugänglich bleiben wird, welche unter der Maske eines falſchen Eifers 
für die Sicherheit und die Würde des päpſtlichen Thrones ſchädliche 
Abſichten bergen. (Wolff's T. B.) 
Florenz, 21. Nov. Der König iſt zurückgekehrt. Das Journal 
„Italie“ ſchreibt: Die Regierung übernimmt einen verhältnißmäßigen 
Antheil an der päpſtlichen Schuld bis 1860. Die fett 1860 zuge: 
tretene Schuld wird conſolidirt, Italien zahlt dafür Zinſen und zahlt 


„Breslau, 22, November. Wind: Nord. Wetter: Schneetreiben. Tbet⸗ 
mene! Sub 2 Grab Kälte. Dei den ſcklechten Wegen blieben Landzu⸗ 
fuhren belanglos und war im Allgemeinen feite Stimmung vorherrſchend, 
der höhere Forderungen nicht unbeachtet blieben. 

Weizen in feſter Haltung, pr. 85 1 
gelbet 82—94 Sgr., feinſte Sorte 2—3 Sgr. über Notiz dezablt. — Roggen 
gut behauptet, Pr. 31 Pfd. 68—71 Sgr., feinſte Sorte über Notiz dezahlt. 

Gerſte beachtet, pr. 74 Pfd. weiße 58—60 Sgr., ge 
feinfte Sorten über Notis bezahlt. — Hafer 


Diden t. — Delfaaten ohne Aenderung. — Lupinen obne 
Frage. che Bohnen 7 


efragter. — Schlag lein mehr beachtet. 
—Rapskuchen begehrt, 5185 gr. pr. Ctr. 


TAU 
gint 1000 Etr. loco 13%, 2000 Eir. loco 14, 2600 


fo. ſchleſiſcher weißer 83-99 Sgr., 


Ibe 
ablt, pe. 50 0 
32—34 Sgr., feinſte Sorten über Notiz bezablt. 3 Hr gut beachtet. = 


daß wir uns vorher das Budget recht genau anſeben und künftige Verpflich⸗ 
tungen zu Ausgaben nicht eher übernehmen, als bis wir geprüft haben, ob 
die Eehoͤbung des Ausgahe⸗Ordinariums auch im Verhältniß fteht zur muth⸗ 
wmagßlichen Erhohung der Einnahmen. 


nur die Schuld des letzten Jahres baar. Perſand wird am 1. Dezbr. 
vor den höchſten Gerichtshof geftelt. Nienfolt empfing geſtern Herrn 
von Bruck. Wolffs T. B.) 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Drug don Graf, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Mreslan 
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